
Beschlussvor lage

Bera tungs fo lge

An lagen

Gremium Sitzungstermin Öffentlichkeit Zuständigkeit

Ortschaftsrat
Degerfelden

23.07.2024 Ö Beschlussfassung

N = nichtöffentliche Sitzung, Ö = öffentliche Sitzung

Verhand lungsgegens tand

Feststellung von Hinderungsgründen für den Eintritt in den
Ortschaftsrat

Besch lussvorsch lag

Der Ortschaftsrat Degerfelden stellt fest, dass bei keiner der am 09. Juni 2024
gewählten Ortschaftsrätinnen und Ortschaftsräten ein Hinderungsgrund für den
Eintritt in den Ortschaftsrat Degerfelden gegeben ist.

Folgende Personen wurden am 09. Juni 2024 in den Ortschaftsrat Degerfelden
gewählt (alphabetische Reihenfolge):
Amrein Jürgen
Birlin Bernd
Birlin Stefan
Höhn Harald
Mucha, Nadia
Rezić Nicole
Rütschlin Nadine
Schenkel Jürgen

Bereich | Amt Vorlagen-Nr. Anlagedatum

OV Degerfelden DGF/24/2024 23.07.2024
Verfasser/in Aktenzeichen

Enner, Natalya



Seite 2 von 4

I n te rne Prü fung

1. Wirkungskreis des Beschlusses
Freiwillige Aufgabe
Weisungsfreie Pflichtaufgabe
Pflichtaufgabe nach Weisung (Weisungsaufgabe)

2. Finanzielle Auswirkungen
2.1 Der Beschlussvorschlag hat unmittelbar finanzielle Auswirkungen

ja, in Höhe von

nein

2.2 Der Beschlussvorschlag erzeugt langfristige Folgekosten
ja, in Höhe von jährlich nein

Erläuterung:

2.3 Die benötigten Mittel stehen im Haushalts-/Wirtschaftsplan zur Verfügung
im laufenden Haushaltsjahr

ja nein

in der mittelfristigen Finanzplanung
ja nein

unter der Kostenstelle

2.4 Beteiligung der Stadtkämmerei
ja nein

Erläuterung:

3. Personelle Auswirkungen
ja nein

Erläuterung:

Das Hauptamt wurde bei der Erstellung des Beschlussvorschlags beteiligt:

ja nein

4. Klimarelevanz/ Auswirkungen auf den Klimaschutz

keine negativ positiv

Erläuterung
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Er läu te rungen

Vor Einberufung des neuen Ortschaftsrates ist gemäß § 29 Abs. 5 in Verbindung mit § 72 der
Gemeindeordnung festzustellen, ob bei einem / einer der gewählten Ortschaftsräte /
Ortschaftsrätinnen ein Hinderungsgrund für den Eintritt in den Ortschaftsrat gegeben ist.
Diese Feststellung muss vom amtierenden Ortschaftsrat getroffen werden.

Die in den Ortschaftsrat Gewählten (siehe Beschlussvorschlag) wurden um Abgabe einer
Erklärung gebeten, ob bei ihnen Hinderungsgründe vorliegen. Alle Gewählten haben erklärt,
dass sie die Wahl annehmen und dass bei ihnen keine Hinderungsgründe vorliegen.

Der § 29 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg lautet wie folgt:

§ 29 Hinderungsgründe

(1) Gemeinderäte können nicht sein
1.a)
Beamte und Arbeitnehmer der Gemeinde,
b)
Beamte und Arbeitnehmer eines Gemeindeverwaltungsverbands, eines
Nachbarschaftsverbands und eines Zweckverbands, dessen Mitglied die Gemeinde ist,
sowie der erfüllenden Gemeinde einer vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft, der die
Gemeinde angehört,
c)
leitende Beamte und leitende Arbeitnehmer einer sonstigen Körperschaft des öffentlichen
Rechts, wenn die Gemeinde in einem beschließenden Kollegialorgan der Körperschaft mehr
als die Hälfte der Stimmen hat, oder eines Unternehmens in der Rechtsform des privaten
Rechts, wenn die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert an dem Unternehmen beteiligt ist,
oder einer selbstständigen Kommunalanstalt der Gemeinde oder einer gemeinsamen
selbstständigen Kommunalanstalt, an der die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert
beteiligt ist,
d)
Beamte und Arbeitnehmer einer Stiftung des öffentlichen Rechts, die von der Gemeinde
verwaltet wird,
2.
Beamte und Arbeitnehmer der Rechtsaufsichtsbehörde, der oberen und der obersten
Rechtsaufsichtsbehörde, die unmittelbar mit der Ausübung der Rechtsaufsicht befasst sind,
sowie leitende Beamte und leitende Arbeitnehmer der Gemeindeprüfungsanstalt.

Satz 1 findet keine Anwendung auf Arbeitnehmer, die überwiegend körperliche Arbeit
verrichten.

(2) (aufgehoben)

(3) (aufgehoben)

(4) (aufgehoben)

(5) Der Gemeinderat stellt fest, ob ein Hinderungsgrund nach Absatz 1 gegeben ist; nach
regelmäßigen Wahlen erfolgt die Feststellung vor der Einberufung der ersten Sitzung des
neuen Gemeinderats.

Dieser § 29 gilt auch für Ortschaftsräte/innen.
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§ 16 Ablehnung ehrenamtlicher Tätigkeit

(1) Der Bürger kann eine ehrenamtliche Tätigkeit aus wichtigen Gründen ablehnen oder sein
Ausscheiden verlangen. ²Als wichtiger Grund gilt insbesondere, wenn der Bürger

1. ein geistliches Amt verwaltet,

2. ein öffentliches Amt verwaltet und die oberste Dienstbehörde feststellt, dass die
ehrenamtliche Tätigkeit mit seinen Dienstpflichten nicht vereinbar ist,

3. zehn Jahre lang dem Gemeinderat oder Ortschaftsrat angehört oder ein öffentliches
Ehrenamt verwaltet hat,

4. häufig oder lang andauernd von der Gemeinde beruflich abwesend ist,

5. anhaltend krank ist,

6. mehr als 62 Jahre alt ist oder

7. durch die Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit in der Fürsorge für die Familie erheblich
behindert ist.

³ Ferner kann ein Bürger sein Ausscheiden aus dem Gemeinderat oder Ortschaftsrat
verlangen, wenn er aus der Partei oder Wählervereinigung ausscheidet, auf deren
Wahlvorschlag er in den Gemeinderat oder Ortschaftsrat gewählt wurde.

(2) Ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet bei Gemeinderäten der Gemeinderat, bei
Ortschaftsräten der Ortschaftsrat.

(3) Der Gemeinderat kann einem Bürger, der ohne wichtigen Grund eine ehrenamtliche
Tätigkeit ablehnt oder aufgibt, ein Ordnungsgeld bis zu 1.000 Euro auferlegen. ² Das
<Ordnungsgeld wird nach den Vorschriften des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetzes
beigetrieben. ³ Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf ehrenamtliche Bürgermeister
und ehrenamtliche Ortsvorsteher.


